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WIRTSCHAFTSPOLITISCHE FUNKTIONEN DER KARTELLE
Die dogmatische Voreingenommenheit gegen wirtschafilidie Elemente, die unter einer bestimmten 
Wirtschaflsordnung zu Trägern charakteristischer Auswüchse geworden sind, trübt oft das Urteil 
über ihre wirtschaftlichen Funktionen. Aber nicht die Elemente, sondern ihre Sinngebung be­
stimmen die Wirtschaftsform. Wir werden in späteren Fortsetzungen der hier begonnenen Dis­
kussion versuchen, aus dem Für und Wider die wirtschaftlichen Funktionen solcher Elementar­
formen herauszustellen, um ihre Verwendbarkeit bei einer Neugestaltung der Wirtschaftsordnung 
vorurteilslos zu bestimmen.

Untersuchung kartell-bildender Vorgänge
Dr. J. H. V. Brunn, Bielefeld

Die W irtsdiaftspraxis ist ziemlidi einhellig der 
Auffassung, daß man den Problemen des Kartell­

wesens nur dann gerecht werden kann, wenn man 
versucht, die Bedeutung der so überaus vielgestaltigen 
als Kartellbildung bezeidineten Vorgänge undogma­
tisch zu untersuchen. Es gibt auf diesem so wenig ein­
heitlichen Gebiet weder ein positives noch ein nega­
tives Urteil, das schlechthin für alle Fälle passen würde. 
Die Kartellfrage hat nichts mit dem Gegensatz der 
freien und gelenkten oder verplanten Wirtschaft zu 
tun. Für die Praxis des unternehmerischen. Handelns 
besteht der Gegensatz der Wirtschaftssysteme weniger 
schlechthin zwischen Freiheit und Planung, als viel­
mehr zwischen Freiheit und staatlicher Planung. So­
lange die planenden oder sonstigen kooperativen 
Maßnahmen auf freiwilliger Gemeinschaftsarbeit der 
Unternehmen beruhen, werden sie von der Wirtschaft 
nicht abgelehnt, während alle aufgezwungenen staat­
lichen Maßnahmen als ein ausgesprochenes Übel an­
gesehen werden. Die schöpferische Leistung, die die 
Voraussetzung erfolgreichen Wirtschaftens ist, vermag 
sich am besten in einer Atmosphäre der Freiheit zu 
entwickeln. Als einen Bestandteil dieser Freiheit emp­
finden die meisten unternehmerischen Menschen in 
Deutschland die Befugnis, im geeignet erscheinenden 
Augenblick den Entschluß zum gemeinsamen Vor­
gehen mehrerer Unternehmen zu fassen, wenn man 
glaubt, den wirtschaftlichen Effekt auf diese W eise 
verbessern zu können.
Vielleicht ist das Kartellwesen in Deutschland nicht zu­
letzt deswegen so umstritten, weil die Kartelle ihre 
Tätigkeit niemals in das Licht der Öffentlichkeit ge­
rückt haben. Sie haben fast stets alles vermieden, was 
man heute als public relations bezeichnen würde. Das 
kann indessen nicht deshalb geschehen sein, weil es 
sich um einen Gegenstand handelt, den man vor der 
Öffentlichkeit zu verbergen gehabt hätte. Vielmehr 
sind die Erwägungen, die zur Kartellbildung führen 
und die für die einzelnen Entschließungen innerhalb 
eines Kartells maßgeblich sind, zu einem sehr großen 
Teil dem Bereich derjenigen Erwägungen der Unter­
nehmensleitungen zuzurechnen, die man in Deutsch­
land bisher als reine Interna behandelt hat und die

der öffentlichen Diskussion wenig zugänglich sind. 
Außerdem handelt es sich in  sehr vielen Fällen um 
betont schwierige wirtschaftliche Probleme, deren V er­
ständnis dem in die wirtschaftlichen Zusammenhänge 
weniger Eingeweihten schwer zu erschließen ist und 
die in der Öffentlichkeit nur beschränktem Interesse 
begegnen. W enn man für ein Kartell oder für Kartelle 
schlechthin niemals Propaganda gemacht hat, so hängt 
das aber auch damit zusammen, daß diese Gebilde von 
den Beteiligten kaum jemals als Idealzustand emp­
funden wurden. Kartelle sind Kinder der Not. Die Not­
lage eines Wirtschaftszweiges ist eine Tatsache, mit 
der man allenfalls dann vor die Öffentlichkeit tritt, 
wenn man sich ihrer mit eigener Kraft nicht mehr er­
wehren kann. Das Kartell ist eine der letzten Maß­
nahmen, um mit eigener, innerhalb des Wirtschafts­
zweiges zusammengefaßter Kraft der Not Herr zu 
werden.
Der Anschluß an ein Kartell bedeutet einen teilweisen 
Verlust der wirtschaftlichen Selbständigkeit und Ent­
schlußfreiheit. Den Entschluß zum Kartellbeitritt faßt 
deshalb niemand gern oder leicht. Es ist also nicht zu 
verwundern, daß die Beteiligten fast niemals für das 
der Kartellbildüng zugrundeliegende Gedankengut 
geworben haben und daß deshalb eine Fülle falscher 
Auffassungen verbreitet wurde. So ist es auch begreif­
lich, daß die Unterschiede zwischen den deutschen und 
den amerikanischen Verhältnissen noch immer sehr 
wenig bekannt sind.
Die von Sombart und Liefmanni vertretene Auffassung, 
daß die Kartelle Kinder der Not seien, stößt bei den 
Gegnern der Kartelle auf W iderstand. Es kann manch­
mal scheinen, als ob bei der Bekämpfung der Kartelle 
davon ausgegangen wird, daß diese Gebilde lediglich 
der Trägheit der Unternehmer entspringen oder aus 
Bosheit zur Übervorteilung anderer erdacht sind. Dem 
Naturell der wirtschaftenden Menschen würde es aber 
nicht entsprechen, wenn man den Ursprung der 
Kartellbildungen in solchen Bezirken zu suchen 
hätte. Die bisherige Publizistik über das Kartell­
wesen bietet auch keine Beispiele, die eine solche Auf­
fassung belegen. W er Sitzungen von Kartellen m it­
gemacht hat und die schweren Kämpfe kennt, die es
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innerhalb fast aller wichtigen Kartelle ständig gab, 
weiß, daß das Kartell keine Institution ist, in der man 
sich ausruhen kann und die den Fortschritt hemmt. Im 
Gegenteil ist die Suche nach Neuerungen und die An­
spannung des erfinderischen Geistes kaum irgendwo 
so intensiv wie dort, wo man durch einen Einbruch in 
ein festgefügtes Kartell Aussichten auf die bei der­
artigen Einbrüchen meist besonders günstigen M arkt­
erfolge erw arten kann. Es hieße am Vorhandensein 
fortschrittlichen Geistes im Unternehmertum überhaupt 
verzweifeln, und man müßte im Gegenteil zu der 
Forderung einer Neuordnung unserer W irtschaftsver­
fassung im Sinne einer nicht mehr unternehmenden, 
sondern nur noch verw altenden Planwirtschaft kommen, 
wenn man glauben wollte, daß es in jedem W irt­
schaftszweig nicht immer M änner geben wird, die nach 
Neuem strebend den Fortschritt innerhalb ihrer 
Branche durchsetzen und ihre Kollegen innerhalb ihrer 
Organisation auf diesem W ege mitreißen.

RATIONALISIERUNGSKARTELLE

W er die ganze Tragweite der Kartellfrage ermessen 
will, muß sich mit einigen an der Grenze liegenden 
Tatbeständen beschäftigen, um zu erkennen, was 
eigentlich alles Kartell ist und weshalb man es ge­
schaffen hat. Ein Kartell liegt überall da vor, wo 
mehrere Unternehmen sich über gemeinschaftliche 
Maßnahmen einigen, die Einfluß auf den M arkt haben. 
Die meisten Betrachter der Kartellfrage werden sich 
kaum darüber klar sein, daß es sich bei der Normung 
um einen der wichtigsten, aus unserem W irtschafts­
leben heute überhaupt nicht mehr wegzudenkenden 
Vorgang handelt, bei dem durch Zusammengehen aller 
Beteiligten der M arkt beeinflußt wird. Eine Normung 
kommt dadurch zustande, daß man sich innerhalb eines 
W irtschaftszweiges darüber einigt, gewisse immer 
wiederkehrende Erzeugnisse lediglich in bestimmten 
Formen oder Abmessungen zu fertigen oder die auf 
den M arkt gebrachten Gegenstände nur mit einheit­
licher Bezeichnung zu versehen. Es gibt noch viele 
andere Formen der Normung, aber die aufgezeigten 
Gestaltungen lassen am deutlichsten erkennen, daß es 
sich um einen Schritt handelt, der weitgehenden E in -. 
üuß auf den betreffenden M arkt haben muß. Schrauben 
beispielsweise lassen sich sehr viel billiger herstellen, 
wenn man die einzelnen Abmessungen in ungeheuren 
Mengen produzieren kann und der einzelne H ersteller 
nicht gezwungen ist, für jeden Zweck eine eigene 
Schraubenart von jeweils gewünschter Größe, Form 
und Gewindegestaltung zu fertigen. Indem man in der 
Schraubenherstellung die Zahl der zu verwendenden 
und demgemäß herzustellenden Schrauben auf be­
stimmte genormte Typen beschränkte, trug man nicht 
nur zur Verbilligung der Herstellung bei, sondern man 
führte auch durch Vereinfachung der Lagerhaltung eine 
Kostensenkung im Vertrieb durch und erleichterte 
jedem Betrieb, der Schrauben verarbeitete, und jedem 
Menschen, der ein unter Verwendung von Schrauben 
hergestelltes Gerät brauchte, die Arbeit, weil die 
jeweils für Herstellung oder Reparaturzwecke ge­
brauchte Schraubengröße leicht vom Lager der Händler

oder Großhändler bezogen werden kann. W enn da­
gegen ein Bedarf nach einer nicht genormten Schraube 
auftaucht, ist die Beschaffung und nicht zuletzt auch 
die Ersatzbeschaffung mit großen Schwierigkeiten ver­
bunden, Der Vorteil der Normung liegt also auf der 
Hand und ist längst so allgemein anerkannt, daß dar­
über nicht m ehr gesprochen zu werden braucht.
Die Normung ist nur ein besonders wichtiger und all­
gemein bekannter Fall der Rationalisierung. Eine 
Rationalisierung läßt sich nicht nur in Gestalt der 
Normung durch Vereinbarungen der beteiligten U nter­
nehmen durchführen, sondern auch in vielen anderen 
Formen. So kann auch eine Typenbereinigung im 
W ege eines Kartellabkommens der beteiligten Unter­
nehmen durchgeführt werden. Die Typenbereinigung 
besieht darin, daß eine Gruppe von Unternehmen, von 
denen jedes verschiedene Typen bestimm ter Erzeug­
nisse herstellt, vertraglich übereinkommt, daß jedes 
Unternehmen nur noch einen oder wenige Typen 
fertigen soll. Auf diese W eise wird es jedem  der be­
teiligten Unternehmen ermöglicht, die wenigen ihm 
verbliebenen Typen in erheblich größeren Stückzahlen 
zu erzeugen. Die größeren Zahlen bieten weitgehende 
Möglichkeiten zur Rationalisierung der Fertigung und 
damit der Kostensenkung. Der Gedanke der Typen­
bereinigung hatte  innerhalb der letzten anderthalb 
Jahrzehnte in  Deutschland in vielen W irtschaftszwei­
gen Anhänger gefunden. Die Dekartellierungsgesetz­
gebung der Nachkriegszeit hat die Fortführung aller 
auf diesem Gebiet bestehenden Pläne und die Aus­
wertung der in der Rüstungswirtschaft gem achten Er­
fahrungen unmöglich gemacht. Damit ist eine Quelle 
der Verbilligung von nicht zu unterschätzender Bedeu­
tung verschüttet worden, die insbesondere auch im 
Export große Erfolge hätte  zeitigen können.
In den USA. ist in zahlreichen W irtschaftszweigen die 
Entwicklung dahin gegangen, daß die Produktion 
auf wenige Großunternehmen konzentriert wurde, 
die in der Lage waren, durch Fertigung größter Stück­
zahlen zu billigen Preisen zu gelangen. In Deutschland 
liebt man den W eg des N iederkonkurrierens einer 
Vielzahl kleiner Betriebe und deren Aufsaugung durch 
ein großes Unternehmen unter Bildung von Riesen­
trusts nach amerikanischem M uster nicht. Von der 
Stellung dieser Monopol- und Riesenunternehm en in 
der (theoretisch) kartellfreien W irtschaft der USA. 
macht man sich bei uns immer noch zu wenig Vor­
stellungen. Einige Beispiele mögen den prozentualen 
Kapitalanteil einiger Großunternehmen an dem ge­
samten in den betreffenden W irtschaftszweigen inve­
stierten Kapital zeigen:

V ertrustung von W irtschaftszweigen in Amerika
Zwei Drei

Industriezw eig G rößte Firma größte Firmen größte Firmen

Linoleum 57.Ö 80,8 92,1
Aluminium 55,0 85,0 100,0
A utom obile 40,9 62,8 68,7
Z igaretten 36,ö 64,4 77,Ö
Pneus 27,9 49,9 70,3
O bstkonserven 10.7 21,4 32,0
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Der große Bedarf der breiten M assen kann nur durdi 
Produktion in großen Serien preisgünstig gedeckt 
werden. So hat der W eg vom Handwerksbetrieb zur 
Fabrik geführt. Die Fortsetzung endet bei den Riesen­
unternehmen amerikanischer Art, die den am erika­
nischen Verbraucher trotz der durch sie vielfach vor­
genommenen Beschränkung des W ettbewerbs billiger 
versorgen, als es die Großzahl der kleinen und m itt­
leren Lieferanten in Europa und speziell in Deutsch­
land könnte. W ir halten die Schaffung von jeweils 
wenigen marktbeherrschenden Großunternehmen für 
die einzelnen Wirtschaftszweige bei uns für soziolo­
gisch unerwünscht. W ir können auch mit Rücksicht auf 
die Enge unserpr M ärkte nicht zu diesen Großunter­
nehmen kommen. W ill man sich aber die preissenkende 
Funktion des Arbeitens im Großen wenigstens teil­
weise sichern, so kann dies nur durch eine Koopera­
tion der in ihrer Selbständigkeit grundsätzlich erhalten 
gebliebenen Einzelunternehmen geschehen. Dieses Zu­
sammengehen unterfällt rechtlich und wirtsdiaftlich 
dem suspekten Kartellbegriff. W enn man den ameri­
kanischen Weg der Trustbildung ablehnt, stellt das 
Rationalisierungs- und insbesondere das Typenbereini- 
gungs- oder, wie man es besser nennen sollte, das 
Arbeitsteilungskartell die einzige Möglichkeit dar, um 
gegenüber. den mit giöiJten Stückzahlen arbeitenden 
Riesenunternehmen des Auslandes konkurrenzfähig zu 
bleiben und den sozial so wichtigen, aus der Groß­
serie geborenen Erfolg der Preissenkung auch der 
heimischen Bevölkerung zukommen lassen zu können. 
Eine Form des Rationalisierungskartells sind auch die 
Auftragslenkungsstellen, die bei gewissen Gütern die 
Herstellungsprogramme der beteiligten Fabriken auf­
einander abstimmen und dadurch einem übermäßig 
häufigen Programmwecäisel innerhalb der einzelnen 
Betriebe Vorbeugen. Der W eg der Auftragslenkungs­
stellen ist beispielsweise in der Schwerindustrie heute 
mit Erfolg im Interesse der Rationalisierung der Walz- 
programme für Profilstahl und Röhren beschriften 
worden, also in Wirtschaftszweigen, in  denen der 
deutsche Einfluß zur Zeit beschränkt ist. W enn jedes 
einzelne Walzwerk jedes Profil und jede Röhren­
dimension nach dem bei ihm gerade vorliegenden 
Auftragsbestand walzen würde, wäre ein durchaus 
unrationell häufiger W echsel der Walzen notwendig. 
Dabei würden Rüstzeiten in der Fertigung anfallen, 
die eine erhebliche Verteuerung der Erzeugnisse mit 
sich bringen würden. Diese Form der Kartelle wirkt 
sich also zugunsten der Verbraucher aus.

VERKAUFS- UND EINKAUFS-KARTELLE
Rationalisierungsmaßnahmen gibt es auch im Verkauf. 
So gestattet die Typenbereinigung in vielen Fällen 
eine Vereinfachung der Verkaufsorganisation. Eine 
nicht seltene Form der Rationalisierung des Verkaufs­
wesens im Interesse der Kostensenkung und damit der 
Verbilligung ist auch die vertragliche Regelung des 
Ausstellungswesens. Die Ausstellungen sind stets für 
die Aussteller mit erheblichen Kosten verbunden. 
Diese Kosten können in vielen Wirtschaftszweigen nur 
dadurch in vertretbaren Grenzen gehalten werden, daß

einheitliche Richtlinien für die Zulässigkeit der Be­
schickung von Ausstellungen aufgestellt werden. W enn 
die Industrie heute das Bedürfnis nach einer Regelung 
des Ausstellungs- und M essewesens allgemein an­
erkannt hat und in manchen Industriezweigen eine 
Regelung des Ausstellungswesens geradezu eine Not­
wendigkeit geworden ist, so läßt sich auch hier fest­
stellen, daß die Auswüchse des W ettbewerbs gerade 
in einem so armen Lande wie Deutschland nachteilig 
auf die Preisbildung w irken müssen.
Die schärfste Form der kartellmäßigen Rationalisie­
rung des Verkaufs ist das Syndikat. Es stellt nicht nur 
die strengste Form für die Überwachung einer einheit­
lichen Preisbildung dar, sondern es enthält stets zu­
gleich eine ungewöhnliche Vereinfachung der Ver­
kaufsvorgänge. Für den Kunden, der früher von einem 
Syndikat bezog, war es überhaupt keine Frage, wohin 
er sich wegen der Deckung seines Bedarfs zu wenden 
hatte. Es waren keine langen Verhandlungen über 
Preise und Bedingungen erforderlich. Niemand brauchte 
sich nach Tätigung eines Abschlusses mit dem Ge­
danken zu quälen, daß er vielleicht günstiger hätte 
einkaufeh können. Der wettbewerbliche Kampf konnte 
freilich nur einem oberflächlichen Betrachter aus­
geschaltet erscheinen, denn innerhalb des Syndikates 
w aren die schwersten Kämpfe der Beteiligten an der 
Tagesordnung. Auch der syndizierte Unternehmer 
möchte nicht stillstehen, sondern Fortschritte machen, 
und dies läßt sich auch innerhalb des Syndikates nur 
im Wege des Kampfes mit dem Konkurrenten durch­
setzen. W enn diese internen Kämpfe weder der Öffent­
lichkeit noch der Publizistik im allgemeinen zugäng­
lich waren, so können sie doch bei einer gründlichen 
Untersuchung nicht übersehen werden, und auch ihre 
Bedeutung für den technischen Fortschritt ist im Kreise 
der früher syndiziert gewesenen Industrien bekannt. 
Soweit das Syndikat die Funktion des Preisausgleiches 
wahrnahm, is t es vielfach von höchster volkswirt­
schaftlicher und sozialer Bedeutung gewesen. Am deut­
lichsten und auch in der Öffentlichkeit verhältnis­
mäßig bekannt ist dies heute für die Kohle. Das Rhei- 
nisch-westfälische Kohlensyndikat dürfte ,eine der am 
meisten erörterten und als beispielhaft geltenden Kar­
tellbildungen gewesen sein. Durch diese Syndikat­
bildung ist es möglich gewesen, nicht nur das Sorten­
geschäft innerhalb des Kohlenabsatzes in einen für 
die W irtschaft günstigeren Rahmen zu lenken, sondern 
vor allem eine wirtschaftliche Ausnutzung auch der 
nur unter ungünstigen Verhältnissen zu erschließenden 
Kohlenlagerstätten zu ermöglichen. W ürde man es 
jeder einzelnen Zeche gestatten, ihre Erzeugnisse im 
W ettbewerb mit den übrigen Zechen zu vertreiben, so 
würden eine ganze Reihe von Bergwerken stillgelegt 
werden müssen. Die Kohle kann in manchen Fällen 
nur unter so ungünstigen Umständen gefördert werden, 
daß die Gestehungskosten erheblich über dem Durch­
schnitt liegen. Diese Kohlen müßten einen Preis haben, 
der bei freiem W ettbewerb unter normalen M arktver­
hältnissen nicht erzielbar wäre, so daß die betreffen­
den Unternehmen ihre Pforten schließen müßten. Es
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dürfte gerade in der jetzigen Zeit deutlich geworden 
sein, daß die deutsche Volkswirtschaft auf eine V er­
nachlässigung der nur unter Aufwendung erhöhter 
Kosten igewinnbaren Kohle nicht verzichten kann und 
daß es also einer Zusammenfassung der Zechen in 
einer Form bedarf, die unter Vornahme von Preis­
ausgleichen auch den ungünstig arbeitenden Unter­
nehmen das W eiterbestehen ermöglicht. Es w äre aber 
vollkommen verfehlt, aus dieser Tatsache den Grund­
satz herleiten zu wollen, daß die Erhaltung mit über­
durchschnittlichen Kosten arbeitender Unternehmen 
oder sogar die Ausrichtung der Preise nach diesen un­
günstigsten Kosten ein Grundprinzip des Kartellwesens 
wäre. Preiskartelle können sich überhaupt nur da 
halten, wo die Kartellpreise keine übermäßige Be­
lastung des Abnehmers darstellen, weil andernfalls 
das Aufkommen von Außenseitern gar nicht zu ver­
meiden wäre. Für das Beispiel des Ruhrbergbaus haben 
gerade die jüngsten Debatten und die Veröffent­
lichungen in den wichtigsten Zeitungen gezeigt, von 
welcher Bedeutung der Gemeinschaftsverkauf ist. Die 
Bekämpfung der Syndikatsbildung wird gerade auf 
diesem M arkt von vielen Stellen als rückschrittlich 
angesehen. W enn es dahin kommt, daß künftig mit 
Rücksicht auf den Schumanplan andere W ege be­
schriften werden müssen, so ist bekannt, daß die neue 
Regelung aus politischer und nicht aus wirtschaft­
licher Rücksicht geboren is t und daß die für die bis­
herige Regelung sprechenden Gesichtspunkte m it w irt­
schaftlichen Argumenten noch nicht w iderlegt wurden. 
Die kartellmäßige Kooperation ist im Verkauf zwar 
am meisten bekannt, aber sie kommt auch im Einkauf 
vor. Auch auf diesem Gebiet lassen sich Rationalisie­
rungserfolge durch gemeinsames Vorgehen erzielen. 
W enn mehrere Lieferanten für einen Abnehmer tätig 
sind und für die Lieferungen an diesen die gleichen 
Vorm aterialien brauchen, liegt nichts näher, als daß 
sie versuchen, diese von dem gleichen Erzeuger zu 
beziehen, um bei diesem durch größere Stückzahlen 
und rationellere Fertigungsmethoden zu einer w irt­
schaftlicheren Fertigung und dadurch zu günstigeren 
Preisen zu kommen. Man braucht dazu nicht einen Ver­
band oder eine eigene Gesellschaft aufzuziehen. In 
sehr einfacher und bew ährter W eise wird z. B. bei 
einer Reihe von Lieferanten der Bundesbahn, die an 
diese die gleichen Fertigerzeugnisse liefern, der Ein­
kauf für das Vorm aterial bei einzelnen Lieferanten 
konzentriert. Solche Maßnahmen haben sich unter 
anderem im W aggonbau bewährt.

KARTELLMÄSSIGE GENOSSENSCHAFTEN 
UND SELBSTKONTROLLE

Eine Sonderform des vergemeinschafteten Einkaufs 
oder Verkaufs stellen die Genossenschaften dar. Fast 
jede Genossenschaft ist das Produkt des Zusammen­
wirkens m ehrerer M arktbeteiligter zur Erzielung 
besserer Preise im Einkauf oder Verkauf. Man muß 
hier die Frage aufwerfen, wann eigentlich ein gemein­
sames Vorgehen zur Erreichung besserer Einkaufs­
oder Verkaufspreise als Streben nach M arktbeein­
flussung anzusehen ist. W enn sich an dem Zusammen­

schluß eine größere Zahl von M arktinteressenten be­
teiligt, w ird man die Frage bejahen und also das Vor­
liegen eines kartellm äßigen Tatbestandes feststellen 
können. Bei den meisten Genossenschaften wird man 
somit den Kartellcharakter wohl als gegeben ansehen 
müssen. Eine andere Frage ist es, ob es Aufgabe des 
Gesetzgebers ist, sich mit jedem  derartigen Tatbestand 
zu befassen, und ob nicht gerade die Genossenschaften 
ein Beispiel dafür sind, daß der Staat sich darauf be­
schränken muß, lediglich bei Mißbräuchen einzuschrei­
ten. Die Genossenschaften sind auch für den weniger 
Eingeweihten ein augenfälliges Beispiel dafür, wie 
schwierig der ganze Fragenkomplex ist, und wie 
wenig man hier mit Verallgem einerungen arbeiten 
darf. H ier zeigt sich deutlich, daß man dem Problem 
nicht mit einem allgemeinen Verbot beikommen kann. 
Es gibt im Genossenschaftswesen Organisationsformen, 
die stärkste Konzentration wirtschaftlicher Macht dar­
stellen und einen bedeutenden Markteinfluß ausüben. 
Darunter befinden sich Tatbestände, in denen die Nach­
prüfung der Frage nach dem Vorliegen von Miß­
bräuchen von den interessierten nichtgenossenschaft­
lichen Seiten durchaus begrüßt w erden würde. Man 
kann aber unmöglich die vielgestaltigen genossen­
schaftlichen Gebilde sämtlich ohne w eiteres genehmi­
gungspflichtig machen oder jede Genossenschaft der 
Kartellaufsidit unterstellen wollen. Es w äre auch nicht 
angängig, die Frage der Genossenschaften etwa da­
durch zu lösen, daß man diese Organisationsform 
schlechthin von der Kartellgesetzgebung ausnimmt, da 
jedes Kartell durch einen erfahrenen Juristen  auch in 
die Form einer Genossenschaft gekleidet werden könnte. 
Systematisch gesehen stehen in einem engen Zusam­
menhang mit den Genossenschaften die Unternehmen, 
die Lieferanten zu Gesellschaftern haben und sich mehr 
oder weniger ausschließlich damit beschäftigen, die 
Erzeugnisse ihrer Gesellschafter weiterzuverarbeiten. 
Solche Gestaltungen sind vor allem bei der V erarbei­
tung von Milch und Zuckerrüben häufig. W ährend sich 
die M olkereien meist der Rechtsform der Genossen­
schaft bedienen, herrscht bei den Zuckerfabriken die 
Nebenleistungsaktiengesellschaft vor. Bei den durch 
diese Unternehmen verarbeiteten  Erzeugnissen handelt 
es sich um örtlich beschränkte M ärkte, weil Trans­
porte nur irmerhalb beschränkter Grenzen tragbar sind. 
Auf diesen lokal begrenzten M ärkten haben die Molke­
reien und Zuckerfabriken das Ziel der M arktbeein­
flussung nicht selten bis zur Erlangung eines Mono­
pols verwirklicht, i '
Die Filmwirtschaft hat sich darüber geeinigt, daß nicht 
jeder Film ohne weiteres auf den M arkt kommt. Er 
wird zunächst einer Prüfung unterzogen. Die Prüfung 
kann auch der Herstellung vorangehen, wobei zunächst 
das Drehbuch daraufhin untersucht wird, ob der nach 
ihm gedrehte Film vermutlich die Kontrolle später mit 
Erfolg passieren wird. Die Entscheidung w ird bei der 
Selbstkontrolle nicht allein von den Herstellern, Ver­
leihern und Vorführern getroffen, sondern es werden 
auch V ertreter der Behörden und bis vor kurzem der 
Kirchen zugezogen. Diese M itwirkung nicht in dem be­
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treffenden W irtsdiaftszweig Tätiger hindert indessen 
nidit, daß es sich um ein kartellmäßiges Gebilde 
handelt. Es kommt nicht darauf- an, wer die maßgeb­
lichen Entscheidungen fällt, sondern daß der M arkt 
durch diese Entscheidungen beeinflußt wird. Das ist 
aber zweifellos der Fall, da auch Ablehnungen von 
Filmen bekannt geworden sind und man die abgelehn­
ten Filme tatsächlich nicht auf den deutschen M arkt 
gebracht hat. Es ist übrigens nicht ohne Interesse, daß 
die deutsche Selbstkontrolle ihr Vorbild in den USA. 
hat. Dort sieht die Kartellwirklichkeit ja  überhaupt 
anders aus, als es sich die gesetzestreuen deutschen 
Beobachter zumeist vorstellen. Man denkt dort so 
anders als bei uns, daß ein Vergleich der Rechts­
ordnungen kaum zu brauchbaren Ergebnissen führen 
kann. Es mag aber immerhin nicht unerwähnt sein, 
daß die amerikanische Rechtsprechung selbst ein 
Kohlensyndikat als mit den Antitrustgesetzen nicht 
unvereinbar angesehen hat.

DIE KONDITIONENKARTELLE 

Als auf Grund eines RMW-Erlasses 1936 eine genaue 
Erfassung der damals vorhandenen Kartelle stattfand, 
stellte es sich heraus, daß von rund 2200 Industrie­
kartellen etwa 1800 Konditionenkartelle waren. Diese 
Zahl ist auffallend. Die weitaus überwiegende Zahl 
der sogenannten Kartelle befaßte sich also überhaupt 
nicht mit den Preisen. Sie regelten lediglich die Be­
dingungen, zu denen eine Leistung erbracht werden 
soll, ohne bezüglich der Leistung selbst oder ihres 
Preises irgendwelche Bindungen vorzusehen.
Die generellen Konditionen sind ebenso wie die zu 
ihrer Normierung abgeschlossenen Kartelle dadurch 
entstanden, daß die gesetzliche Regelung der w irt­
schaftlichen Rechtsbeziehungen auf die schwierigen 
Interessenlagerungen der modernen Wirtschaft nicht 
eingehen kann. W enn die Bedingungen nicht nur für 
das einzelne Geschäft jedes Unternehmens nicht aus­
gehandelt und für das Unternehmen durch genormte 
und gedruckte Bedingungen festgelegt werden, son­
dern eine ganze Branche sich auf etwas Einheitliches 
festlegt, so handelt es sich um nichts anderes als um 
eine Normung auf einem wichtigen kaufmännischen 
Arbeitsgebiet der Unternehmen. Diese Art der Nor­
mung ist nicht weniger wichtig als die technische oder 
betriebswirtschaftliche, die sich etwa in der Aufstel­
lung eines einheitlichen Kontenplanes äußert. W enn 
ein Interessent bei den Unternehmen eines Wirtschafts­
zweiges nur gegen ein Ziel von nicht mehr als 
3 Monaten kaufen kann, so ist dieser Erfolg einer 
Normung der Zahlungsbedingungen viel weniger ein­
schneidend, als wenn er die bisher bei seiner Produk­
tion benutzte Schraubenabmessung überhaupt nicht 
mehr bekommt, weil sie nicht mehr in das Normen­
programm der vorgelagerten Wirtschaftsstufe fällt. 
Beim Abschluß eines Liefervertrages über neuzeitliche 
Industrieerzeugnisse oder beim Abschluß e ines, Ver­
sicherungsvertrages oder des Vertrages mit einer Bank 
sind so viele Einzelfragen zu regeln, daß die rationelle 
Geschäftsabwicklung die Aufstellung bestimmter Ver­

tragsschemata erfordert. Die Bedingungen des Ver­
trages sind hinsichtlich ihrer Zweckmäßigkeit nicht mit 
Hilfe juristischer Erwägungen zu erfassen, sondern nur 
dann richtig zu verstehen, wenn m an ihren Kosten­
charakter erkennt. Der Preis einer Leistung ist be­
zogen auf die Bedingungen, die bei seiner Kalkulation 
vorausgesetzt wurden. W ollte m an sich auf die wenigen 
und notwendigerweise ohne Rücksicht auf die Bedürf­
nisse der einzelnen Branchen norm ierten Gesetzes­
bestimmungen verlassen, so w ären die den V ertrags­
parteien entstehenden Risiken kalkulatorisch kaum zu 
erfassen. Ein derartig primitives Verfahren w äre mit 
moderner W irtschaftlichkeit nicht zu vereinbaren. 
Jedes Unternehmen muß lalso generell und ge­
normt die Bedingungen festlegen, die es den Verträgen 
mit seinen Kunden zugrunde legen und als Ausgangs­
punkt seiner Kalkulationen nehmen will.
Zur Ausarbeitung von Vertragsbedingungen für eine 
Geschäftsart gehört eine sehr große Erfahrung aut dem 
Gebiete des Schicksals derartiger Verträge. Es liegt 
nichts näher, als daß m an nicht nur auf die Erfahrun­
gen eines einzelnen Unternehmens zurückgreift, son­
dern in gemeinschaftlicher Auswertung der Erfahrun­
gen mehrerer Unternehmen zur Ausarbeitung gemein­
samer Geschäftsbedingungen kommt, indem man die 
Normung hier ebenso Platz greifen läßt wie auf dem 
technischem Gebiet.
W as in den einzelnen W irtschaftszweigen im Wett-^ 
bewerb als unlauter anzusehen ist, kaim  aus dem Ge­
setz gegen den unlauteren W ettbewerb nicht ohne 
weiteres entnommen werden. Das Gesetz spricht nur 
von Sittenwidrigkeit. Dieser Begriff muß erst jeweils 
einen konkreten Inhalt bekommen. Setzen sich die 
W ettbewerber eines Wirtschaftszweiges zusammen, 
um klarzustelleii, was innerhalb ihres Kreises als un­
lauter anzusehen ist, so beschreiten sie damit einen 
Weg, der eigentlich jedem an der W ahrung der Lauter­
keit des W ettbewerbs Interessierten willkommen sein 
sollte. Ruft man gleichzeitig eine Organisation ins 
Leben, die eine Überwachung durchführen soll, so 
schafft man meist erst die Voraussetzung dafür, daß 
Verstöße gegen die Lauterkeit des W ettbewerbs über­
haupt verfolgt werden. Denn es liegt dem Unternehmer 
nicht, den Staat zu Hilfe zu rufen, solange er noch 
einen W eg der Selbsthilfe sieht, so daß selbst auf dem 
Gebiete des strafbaren unlauteren W ettbewerbs die 
Anzeigen in keinem Verhältnis zu der Zahl der den 
Konkurrenten bekannten, Delikte stehen. Das Einzel­
unternehmen ist auch w eder arbeitsmäßig noch aus 
Gründen des Kostenrisikos in der Lage, die W ett­
bewerbsprozesse anzustrengen, die erforderlich wären, 
um das Niveau der W ettbewerbspraxis zu heben. Der 
deutschen Art, in Gemeinschaften zu denken, en t­
spricht die Lösung dieser Probleme in  Form einer A rt 
freiwilliger Selbstverwaltung durch Spezialorgani­
sationen.

AUFFANGEN VON KONJUNKTURELLEN SCHWANKUNGEN 

Konjunkturschwankungen müssen notwendigerweise 
ein Einzelunternehmen stärker treffen, als wenn sich 
ein ganzer Wirtschaftszweig um gemieinschaftliche
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Lösung der Probleme bemüht. Der gemeinsdiaftlidie 
Versuch m ehrerer Unternehmer, sich konjunkturellen 
Entwicklungen entgegenzustemmen, muß aber immer 
ein Kartell sein. Je nach dem Grade der Kartellierung 
ist auch die Auffangfunktion gegenüber Krisenerschei­
nungen verschieden. Von der wichtigsten Funktion 
der Bekämpfung von Verfallserscheinungen des W ett­
bewerbs braucht hier nicht mehr gesprochen zu werden. 
Noch zu wenig ist jedoch gewürdigt worden, daß die 
Beschränkung der regelmäßig als Folgeerscheinung 
eines zerrütteten W ettbewerbs auftretenden Zusam­
menbrüche von höchstem sozialpolitischen W ert ist. 
Dem Kartell kommt eine sehr wesentliche Funktion 
bei der Sicherung der Arbeitsplätze der Belegschaft zu. 
Gerade in einem armen Land ist diese soziale Funk­
tion der Kartelle wichtiger, als es etw a in den USA. 
der Fall sein mag, wo die immer noch kaum be­
grenzten Möglichkeiten dem Einzelnen im Falle eines 
Verlustes des Arbeitsplatzes ganz andere Chancen 
geben als bei uns. Diese soziale Bedeutung ist in ganz 
besonderem Maße bei den Quotenkartellen gegeben, 
weil sie unm ittelbar in den Beschäftigungsgrad der be­
teiligten Unternehmen eingreifen.
Kartellmäßige Abmachungen können auch aus M angel­
lagen notwendig werden. So mögen etwa die Erzeuger 
von Edelstahl heute mit ihren Abnehmern Abmachun­
gen treffen, wonach Stähle mit bestimmten schwer zu 
beschaffenden Bestandteilen nicht mehr verwendet 
werden sollen. Eine derartige Marktabsprache hat eine 
ausgeprägte Lenkungsfunktion. Das Bedürfnis nach 
einer solchen Maßnahme mag vorübergehend sein.

Auf jeden Fall kann aber der volkswirtschaftlich not­
wendige Erfolg schnell nur durch gemeinschaftliches 
Handeln erzielt werden, wobei besonders augenfällig 
ist, daß jede bürokratische Erschwerung, wie etwa das 
Erfordernis einer Genehmigung, dem schnellen Erfolg 
abträglich sein müßte.
Die Preisentwicklungen der letzten Zeit haben gerade­
zu schmerzlich die Lücke aufgezeigt, die entstanden ist, 
weil die derzeitige Rechtslage keine Möglichkeit 
bietet, die Preisentwicklung durch gemeinschaftliche 
Maßnahmen aufzufangen. In manchen Verbänden hat 
man sich schon gegen den Gedanken gewandt, an­
gesichts der derzeitigen Gesetzgebung auch nur mit 
Empfehlungen zur Preisdisziplin an die M itglieder 
heranzutreten. W enn man gewisse Preisauswüchse der 
heutigen Konjunktur nur als vorübergehend ansieht, 
so hätte man sie in vielen Fällen durch ein verein­
bartes gemeinschaftliches Vorgehen aller Beteiligten 
teilweise auffangen können, beispielsweise durch Ab­
machungen über die Anwendung des A nhängever­
fahrens von Preisaufschlägen. Auch hätten in manchen 
Fällen Absprachen über Handelsspannen getroffen 
werden können. Am guten W illen würde es in der 
Wirtschaft nicht gefehlt haben. Besteht allerdings nicht 
die Freiheit, sich im Falle einer wieder um gekehrten 
schlechten Konjunktur durch neue Absprachen gegen 
die der fallenden Tendenz entsprechenden Verfalls­
erscheinungen des W ettbewerbs schützen zu können, 
so wird kaum ein behördlicher Wunsch wirksame Über­
einkommen über Preisdisziplin zur Begrenzung des 
Preisauftriebs zustande bringen können.

Sum m ary: E x a m i n a t i o n  o f  D e ­
v e l o p m e n t s  F a v o u r i n g  t h e  
F o r m a t i o n  o f  C a r t e l s .  In  o rd er 
to  do ju s tice  to  in d u stria l com binations 
it  is  n ecessa ry  to exam ine free  from  
dogm atic narrow -m indedness the  m ani­
fold causes favouring  the  fo rm ation  of 
pools. In  th e  p rac tice  of business 
ac tiv ities  th e  co n tra st of econom ic 
system s is n o t so much seen  in  the  
d ifference b e tw een  freedom  and  p lan ­
n in g  (in th e  g en e ra l m ean ing  of the  
w ord) bu t in th e  d ifference betw een  
freedom  and public  p lann ing  o r g overn ­
m en t contro l. Those w ho a re  engaged  
in  business en te rp rise s in  G erm any, 
feel th a t it  is p a r t of th e ir  freedom  to 
tak e  jo in t ac tion  w h en ev e r th a t is 
lik e ly  to im prove the  econom ic effect. 
Since th e  ca rte l is  one  of th e  last 
m easu res tak en  in  o rd er to  help  an  
in d u stry  in d is tress  w ithou t ou tside 
aid, th e  id eas u n derly ing  th e  form ation  
of pools w ere  p rac tica lly  n ev e r m ade 
know n  to th e  public. The au tho r 
stre sses  th a t the  p rim ary  ta sk  of ca rte ls  
is  standard iza tio n  an d  lim ita tion  of 
ty p es which, he  p o in ts out, w ill 
coun te rac t to th e  fo rm ation  of tru sts. 
Sales ca rte ls  should  reduce  th e  cost 
of th e  sa les  o rgan iza tion  by  finding 
sim pler w ays and  m ethods; th e  synd ic­
a tes  h av e  the  o p p ortun ity  of ba lancing  
prices w ith  a v iew  to enab le  a  suf­
ficient supp ly  of th e  m ark e t a t  av erag e

Résum é: A n a l y s e  d e s  f a c t e u r s  
e n t r a n t  d a n s  l a  f o r m a t i o n  
d e s  c a r t e l s .  Afin q u 'il so it possib le  
d 'ap p réc ie r  les ca rte s  à  leu r ju s te  
va leu r, l 'a u te u r  ex ige  une an a ly se  non 
dogm atique des p rocédés e t fac teurs 
m u ltip les don t dépend  la  form ation 
d es carte ls. Pour la  p ra tiq u e  du 
com m erce en trep re n eu r l'opposition  des 
systèm es économ iques consiste  m oins 
en tre  liberté  e t p lanification  comme 
te lle , m ais en tre  lib e rté  e t p lanification  
p a r  l 'é ta t. En A llem agne l 'en trep ren eu r 
com prend com m e élém ent de  la  lib e rté  
le  fait qu’il peu t, au  m om ent p ropice, 
augm enter l 'e ffe t économ ique ' p a r 
l 'a c tio n  en commun. Com m e le  ca rte l 
rep ré sen te  u n e  des m esu res ex trêm es 
pour p a re r  de p ro p res forces aux  
défaillances d 'u n e  branche économ ique, 
l'en sem ble  des idées sur le sq u e lle s  la  
fo rm ation  des ca rte ls  e s t b asée  n 'a  é té  
p resq u e  jam ais po rté  à la  connaissance  
du  g rand  public. C 'est la  n o rm alisa tion  
e t la défin ition  s tric te  de ty p es que 
l 'a u te u r  reg a rd e  com m e tâche essen ­
tie lle  de  ra tio n a lisa tio n  qui incom be 
au x  ca rte ls  com m e an tid o te  con tre  la 
fo rm ation  de tru sts . La tâche des 
ca rte ls  de  v e n te  e s t définie p a r  la 
sim plification e t la  b a isse  de p rix  des 
o rgan isa tions de ven te , e t po u r les 
synd ica ts p a r la  possib ilité  d 'éq u ilib re r  
les prix , afin d 'a s su re r  l'ap p ro v isio n n e­
m en t suffisant des m archés à  des p rix

R esum en: I n v e s t i g a c i ó n  d e  l o s  
f a c t o r e s  q u e  p r o m u e v e n  l a  
f o r m a c i ó n  d e  „ c a r t e l e s " .  
P ara llegar a un  ju ic io  ju s to  del 
sistem a de los „carteles" es p rec iso  u n a  
inv estig ac ió n  indogm ática de  los m uchos 
fac to res que fom entan  su form ación. 
V isto  p o r p a rte  de la  p rác tica  del in d u ­
s tr ia l se co n s ta ta  que el co n tra s te  en tre  
lo s sis tem as económ icos ex is te  m enos 
en tre  la  lib e rta d  y  la  p lan ificación  en  
g en era l que e n tre  la  lib e rta d  y  la  
p lan ificación  e s ta ta l. El hom bre em ­
p ren d ed o r en  A lem ania  lo considera  
como com ponente  de  la  lib e rta d  si, en 
e l m om ento  oportuno , pued e  au m en ta r 
el efec to  económ ico m ed ian te  u n a  
acción  com ún. Como q u ie ra  que la  
form a del „cartel" re p re se n ta  u n a  de 
la s  ú ltim as m edidas que se tom an p a ra  
v en cer, de su p rop ia  fuerza, el apuro  
en  el que se p u eda en co n tra r  cua lq u ie r 
ram o económ ico, el ideal en  el que se 
basa  la  form ación de  „carteles", no se 
h a  hecho público casi nunca. Las m ás 
e sen c ia les  ta reas  de la  nacionalizac ión  
que c o n tra re s tan  la form ación de 
„trusts", como la s  v e  e l au tor, son  el 
estab lec im ien to  de norm as y  la  re g la ­
m en tación  de los tipos. La ta re a  de  los 
„carteles" de v e n ta  consisten  en  la  
sim plificación y  el ab ara tam ien to  de la 
o rgan ización  de ven ta , m ien tra s  que 
la  del sind ica to  consiste  en  la  posi­
b ilidad  de com pensar los p rec ios con 
el fin de  sa lv ag u ard a r un  abastec i-
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cost prices. Furtherm ore, th e  artic le  
deals w ith the  problem  of exactly  
defining the difference betw een  the  
various forms of cartels, co -operative 
associations and industria l self-control. 
Concluding the author exam ines the  
special task of industrial com binations 
in  connection w ith th e  fluctuations of 
business and points out th a t th e  econ­
omic aspect of cartels has been chang­
ing as the viewpoints w ere  influenced 
by the development of business cycles.

de rev ien t m oyens. L 'au teu r a ttire  
l 'a tten tio n  su r la  lim ita tion  p rob lém ati­
que en tre  les form es de carte ls d 'une  
p a rt e t les coopératives, les sociétés 
au x ilia ires e t le  con trô le  au tonom e de 
b ran d ies économ iques d 'au tre  part. 
L 'au teur finit p a r  tra ite r  de la  tâche 
po litico -con jonc ture lle  des associations 
au  ca rac tè re  de carte ls ainsi que des 
jugem ents politico-économ iques portés 
sur les carte ls e t qui v a rie n t se lon  les 
phases d ifféren tes de la  con joncture.

m ien to  suficiente  del m ercado  al precio  
m edio del coste. A dem ás, e l au to r 
estu d ia  la  delim itación  prob lem ática  
de las form as de los „carteles" fren te  
a  la  sociedad  coopera tiva , a  la  com ­
p añ ía  p restan d o  se rv ic ios aux ilia res  y  
a l au to-con tro l de ram os económ icos. 
A l cabo e l au to r  se  ocupa en  la  ta re a  
p o litico -coyun tu ra l de  la  un ión  de 
„cartel" y  en los d iferen tes ju ic io s 
po litico-económ icos que la  form a de 
„cartel" ex perim en ta  en  los d ife ren tes 
fases coyuntura les.
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